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Marktgemeinde Grimmenstein Lfd. Nr. 6/2025 
Bezirk Neunkirchen 

Land Niederösterreich 
VERHANDLUNGSSCHRIFT 

über die 

ordentliche Sitzung des 

G E M E I N D E R A T E S  
 

am Montag, dem 1. Dezember 2025 im Rathaussaal Grimmenstein  
 

 
Beginn: 19:00 Uhr   Die Einladung erfolgte am 26.11.2025 
 
Ende: 21:10 Uhr   durch Einzelladung bzw. E-Mail. 
 
 
Anwesend waren: 
 
 1. Bgm. Engelbert Pichler 
 2. Vbgm. Felix Picher 
 3. GGR Karl Kogelbauer 4. GGR Mag. Michaela Kogelbauer 
 5. GGR Thomas Ungersbäck 6. GGR Nadine Horvath 
 7. GR Heike Blecha 8. GR Natascha Gumpenberger 
 9. GR Markus Gausterer 10.  
 11. GR Elisabeth Schwarz 12. GR Michael Ulrich 
 13. GR Mario Ungersböck, 14. GR Lisa Seidel 
 15. GR Dr. Mag. Michael Krauß, 16. GR Karl Sandhofer   
17. GR Christiana Bujnow 

18. GR Sebastian Schuster 
19.  

 
Anwesend waren außerdem: 

 
Schriftführerin AL Jennifer Pichler, 

 
Entschuldigt abwesend waren: GR Christian Vollmer, GR Thomas Lechner 

 

 
 
 
    

Nicht entschuldigt abwesend waren: -------------------- 
 

Vorsitzender: Herr Bgm. Engelbert Pichler 
 

Die Sitzung war teils öffentlich und nicht öffentlich. 
 

Die Sitzung war beschlussfähig. 
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T A G E S O R D N U N G  
 
 

Pkt.  1: Begrüßung, Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 

Pkt.  2: Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 4.11.2025 

Pkt.  3: Errichtung einer Zufahrtsstraße und Einräumung eines Servituts lt. Teilungsentwurf GZ: 
12145/25 vom 11.11.2025 der AREA Vermessung ZT GmbH  

Pkt.  4: 2. Nachtragsvoranschlag 2025  

Pkt.  5: Verordnung über die Einhebung der Aufschließungsabgabe  

Pkt.  6: Verordnung über die Einhebung der Hundeabgabe  

Pkt.  7: Abfallwirtschaftsverordnung nach dem NÖ Abfallwirtschaftsgesetz 1992 

Pkt.  8: Verordnung über die Stellplatz-Ausgleichsabgabe für Kraftfahrzeuge 

Pkt.  9: Wasserabgabenordnung nach dem NÖ Gemeindewasserleitungsgesetz 1978 

Pkt.  10: Anpassung Wasserleitungsordnung Marktgemeinde Grimmenstein  

Pkt.  11: Voranschlag 2026 und Mittelfristiger Finanzplan 2027-2030  

Pkt.  12: Kinderweihnachtsgeld 

Pkt.  13: Subventionen 2025 

Pkt.  14: Vergabe Müllabfuhr 2026 

Pkt.  15: Personalangelegenheiten Kindergarten Grimmenstein (nicht öffentlich) 

Pkt.  16: Versorgungsbereich Ortswasserleitung  

Pkt.  17: Aufhebung der Gemeindeförderungen  

 

Zu Pkt. 1: Begrüßung, Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
Der Bürgermeister begrüßt die anwesenden Gemeinderätinnen und Gemeinderäte und 
stellt die ordnungsgemäße Einladung und Beschlussfähigkeit fest.  

Der Bürgermeister stellt den Antrag auf Erweiterung der Tagesordnung um folgende 
Dringlichkeitspunkte: 

Pkt. 18: Bericht des Prüfungsausschusses der unangesagten Prüfung vom 
1.12.2025 

Pkt. 19: Kostenbeteiligung bei Gemeindeveranstaltungen (FPÖ)  

Pkt. 20: Kürzung Entschädigung Gemeindemandatare (FPÖ) 

Beschluss: der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 

Zu Pkt. 2: Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 4.11.2025 
Genehmigung der Verhandlungsschrift und der Festschrift der Sitzungen vom 4.11.2025. 
Der Bürgermeister stellt fest, dass gegen das Sitzungsprotokoll keine Einwände 
vorgebracht werden. Das Sitzungsprotokoll gilt daher als genehmigt. Das Protokoll wird 
unterfertigt.  
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Pkt.  3: Errichtung einer Zufahrtsstraße und Einräumung eines Servituts lt. 
Teilungsentwurf GZ: 12145/25 vom 11.11.2025 der AREA Vermessung ZT 
GmbH 
Der Bürgermeister berichtet über die geplante Aufschließung neuer Baugrundstücke in der 
Katastralgemeinde Hochegg. Herr Martin Bürger hat die Grundstücke Nr. 35/21 und 35/22, 
KG Hochegg, erworben und beabsichtigt, diese im Rahmen eines Teilungsverfahrens in 
insgesamt sechs Bauplätze zu gliedern. Die neu entstehenden Grundstücke weisen lt. 
Teilungsplanentwurf der Fa. AREA Vermessung ZT GmbH vom 14.11.2025 
Grundstücksgrößen zwischen 549 m² und 784 m² auf. In der Zwischenzeit ist die finale 
Vermessungsurkunde mit dem öffentlichen Gut mit der GZ 12145/25-1 vom 14.11.2025 
eingelangt.  

Für die ordnungsgemäße Erschließung der neu zu schaffenden Bauplätze ist die Errichtung 
einer neuen Zufahrtsstraße notwendig. Es ist vorgesehen, dass die Gemeinde die 
Errichtung dieser Zufahrtsstraße übernimmt und die damit verbundenen Kosten trägt, um 
die baurechtlich vorgeschriebene gesicherte Erreichbarkeit der Parzellen herzustellen. 

Gemäß §15 Vermessungsgesetz kann ein beschleunigtes Vermessungsverfahren 
durchgeführt werden, wenn die geplante Zufahrtsstraße bereits eindeutig in der Natur 
ersichtlich ist und damit klar erkennbar ist, dass durch die Vermessung keine fremden 
Rechte berührt werden. In diesem Fall ist die Durchführung des beschleunigten Verfahrens 
zulässig und zweckmäßig; anderenfalls wären die Verfahrensschritte im ordentlichen 
Vermessungsverfahren wesentlich umfangreicher und würden zu einer deutlich längeren 
Abwicklungsdauer führen. 

Im Zuge der Grundstücksteilung sowie der Errichtung der Zufahrtsstraße beabsichtigt die 
Gemeinde, sich ein Servitutsrecht (Dienstbarkeit) einräumen zu lassen, dass der 
Verlegung, Führung, Erhaltung und Wartung sämtlicher erforderlicher 
Infrastrukturleitungen (Wasser, Kanal, Strom, Telekommunikation u.a.) dient. 

Servitut 

Der Servitutsstreifen soll gemäß Teilungsentwurf v. 14.11.2025: 

• über die Grundstücke Nr. 35/21 und 35/49, 

• mit einer Breite von 3 Metern, 

• und parallel zum Grundstück der Familie Mayrhofer (Grundstück Nr. 35/39) 

verlaufen. 

Antrag an den GR:  

1. Die Gemeinde übernimmt die Errichtung der für die Bauplatzerschließung 
notwendigen Zufahrtsstraße lt. Vermessungsurkunde der Fa. AREA Vermessung ZT 
GmbH, GZ: 12145/25-1 vom 14.11.2025 sowie die damit verbundenen Kosten und 
beschließt die Trennflächen 1 und 2 lt. dieser Vermessungsurkunde ins öffentliche 
Gut der Gemeinde zu übernehmen. 

2. Die Gemeinde lässt sich im Zuge der Teilung und Eintragung im Grundbuch ein 
dauerndes, unentgeltliches Servitutsrecht zur Verlegung, Führung, Erhaltung und 
Instandhaltung von Infrastrukturleitungen auf den Grundstücken Nr. 35/21 und 
35/49 einräumen. 

3. Der Servitutsstreifen hat gemäß Plan eine Breite von 3 m und verläuft parallel zum 
Grundstück Nr. 35/39 (Familie Mayrhofer). 
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4. Der Auftrag für die Erdaushubarbeiten soll an die Fa. Erdbau Ulrich GmbH vergeben 
werden.  

5. Der Bürgermeister wird ermächtigt, sämtliche für die Durchführung des Beschlusses 
erforderlichen Schritte, Erklärungen und Vertragsabschlüsse vorzunehmen. 

 

Beschluss: der Antrag wird angenommen 

Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 
 

Zu Pkt. 4: 2. Nachtragsvoranschlag 2025 

Der 2. Nachtragsvoranschlag 2025 lag in der Zeit vom 10.11. bis 24.11.2025 während der 
Amtsstunden am Gemeindeamt zur allgemeinen Einsichtnahme auf. Es wurden keine 
schriftlichen Stellungnahmen abgegeben. Im Finanzierungshaushalt wurden verschiedene 
Korrekturen (Mehrausgaben als auch Mehreinnahmen) vorgenommen. 
 
Gesamtbudget: € 3.913.100,- 
Finanzierungssaldo: 

1. NVA 2025 € 16.000,- 

2. NVA 2025 €   6.100,- 

 
Operativer Haushalt 
Betriebe der Wasserversorgung: 
Einnahmen € 261.700,- 
Ausgaben € 260.500,- 
Saldo € 1.200,- 
 
Betriebe der Abwasserbeseitigung 
Einnahmen € 390.800,- 
Ausgaben € 287.500,- 
Saldo € 103.300,- 
 
 
Betriebe der Müllbeseitigung 
Einnahmen € 185.500,- 
Ausgaben € 187.500,- 
Saldo € - 2.000,- 
 
Betrieb der Wohngebäude 
Einnahmen € 244.100,- 
Ausgaben € 147.200,- 
Saldo € 96.900,- 
 
Investivnachweis 
Vorhaben Instandsetzungsarbeiten Kindergarten Grimmenstein 
Budgetiert im 

1. NVA 2025 € 26.600,-  

 
Endabgerechnet im 

 
2. NVA 2025 € 22.500,- 
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Kosten der Malerarbeiten in den Räumlichkeiten der Volksschule und schulischen 
Tagesbetreuung 
   € 7.200,- 
 
Vorhaben Wasserversorgung Hochegg 
Budgetiert € 25.000,- 
Bereits bezahlt  € 4.660,- 
Für die Planung werden 2025 noch € 15.000,-- bezahlt an DI Kornfeld.  
 
Vorhaben Traktorankauf 
Kosten € 90.000,- 
Bedeckung € 20.000,- IVW 3 
  € 4.700,- KIP 2025 
  € 65.300,- Darlehen 
 
Vorhaben Sportplatzsanierung 
Die  zwei Zwischenfinanzierungskredite  (€ 200.000,-) wurden getilgt. 
Ein Teil der Förderungen ist noch ausständig. Fix zugesagt sind  € 117.800,- 
SBZ IVW 3 € 40.000,- 
KIP 2023 € 74.200,- 
Förderungssumme: € 232.000,- 
Gesamtkosten € 245.600,- 
Gemeindekosten € 13.600,- 
 
 
Antrag an den GR: Der Gemeinderat möge den 2. Nachtragsvoranschlag 2025 
beschließen. 

Beschluss: der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 

Pkt. 5: Verordnung über die Einhebung der Aufschließungsabgabe  
Der Bürgermeister informiert den Gemeinderat über die weiterhin angespannte 
Budgetsituation der Gemeinde und erläutert die Notwendigkeit von 
Konsolidierungsmaßnahmen. Aufgrund steigender Fixkosten und Vorgaben aus dem 
kommunalen Konsolidierungsprogramm sind Anpassungen mehrerer Gebühren 
erforderlich. Der Bürgermeister weist darauf hin, dass die Aufschließungsabgabe seit 
Jahren nicht mehr angepasst wurde. 

Es soll dem Gemeinderat eine Anpassung wie folgt vorgeschlagen werden: 

• Bisherige Aufschließungsabgabe: 480 Euro (in Kraft seit 1.1.2018) 

• Neue Aufschließungsabgabe: 600 Euro 

 

Beispiel: Bauplatzgröße 800m²,  alt:  € 16.970,60 
                                               neu: € 21.213,20 Differenz: € 4.242,60 

 

Antrag an den GR: Der Gemeinderat möge die Verordnung lt. Beilage A beschließen, 
welche die Anpassung der Aufschließungsabgabe auf 600 Euro beinhaltet und mit 
1.1.2026 in Kraft tritt. 
Beschluss: der Antrag wird angenommen 
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Abstimmungsergebnis: 15 Stimmen für den Antrag,  
2 Stimmenthaltungen (GR Natascha Gumpenberger, GR Karl Sandhofer) 

 
Zu Pkt. 6: Verordnung über die Einhebung der Hundeabgabe  
In weiterer Folge weist der Bürgermeister darauf hin, dass im Rahmen der notwendigen 
finanziellen Konsolidierungsmaßnahmen auch eine Anpassung der Hundeabgabe 
erforderlich ist. Deren Einnahmen sind zweckgebunden und dienen zur Abdeckung der 
kommunalen Aufwendungen im Bereich Hundehaltung, Kontrolle, Verwaltung und 
Sicherheit dienen. Zur Begründung wird angeführt, dass die Hundeabgabe seit mehreren 
Jahren unverändert ist, während die Kosten für Verwaltungstätigkeiten, Kontrollaufgaben 
sowie Maßnahmen gemäß NÖ Hundehaltegesetz stetig gestiegen sind. Die Unterscheidung 
zwischen normalen Hunden und solchen mit erhöhtem Gefährdungspotential richtet sich 
nach den Bestimmungen des NÖ Hundehaltegesetzes. Hunde mit erhöhtem 
Gefährdungspotential unterliegen nach dem Gesetz strengeren Haltungs-, Ausbildungs- 
und Meldebestimmungen – dies rechtfertigt eine differenzierte Abgabengestaltung. 
 

Antrag an den GR: Der Gemeinderat möge die Erhöhung der Hundeabgabe für normale 
Hunde von 35 Euro auf 40 Euro und die Erhöhung der Hundeabgabe für Hunde mit 
erhöhtem Gefährdungspotential von 120 Euro auf 135 Euro lt. Verordnung über die 
Einhebung der Hundeabgabe (Beilage B) beschließen. 

Beschluss: der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 

Zu Pkt. 7. Abfallwirtschaftsverordnung nach dem NÖ Abfallwirtschaftsgesetz 
1992 
Der Bürgermeister führt aus, dass aufgrund der mangelnden Kostendeckung in der 
Abfallwirtschaft sowie der stetig zunehmenden Fehlwürfe – insbesondere inzwischen auch 
im Gelben Sack – eine Anpassung der Müllgebühren unausweichlich geworden ist. Die 
Anpassung betrifft sowohl den Restmüllbereich als auch die Biomüllabfuhr, den 
Bereitstellungsbeitrag je Wohneinheit und die Abfallwirtschaftsabgabe. 

Restmüll (13 Abfuhren): 
120l  € 7,50 (alt) € 8,00 (neu) 
240l € 9,00 (alt) € 11,00 (neu) 
1100l € 90,00 (alt) € 96,00 (neu) 

 

Biotonne (26 Abfuhren): 
120l  € 3,70 (alt) € 4,20 (neu) 
240l € 7,50 (alt) € 8,60 (neu) 

 
Bereitstellungsbetrag je Wohneinheit alt: € 20,-- 
Bereitstellungsbetrag je Wohneinheit neu: € 27,-- 
Abfallwirtschaftsabgabe alt: € 12% 
Abfallwirtschaftsabgabe neu: € 13% 

 
Antrag an den GR: Der Gemeinderat möge die vorliegende Abfallwirtschaftsverordnung 
nach dem NÖ Abfallwirtschaftsgesetz 1992 lt. Beilage C beschließen. 

Abstimmungsergebnis: 15 Stimmen für den Antrag,  
2 Stimmenthaltungen (GR Natascha Gumpenberger, GR Karl Sandhofer) 
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Zu Pkt. 8: Verordnung über die Stellplatz-Ausgleichsabgabe für Kraftfahrzeuge 
Der Bürgermeister informiert den Gemeinderat, dass im Zuge des Bauvorhabens zur 
Umnutzung des ehemaligen Gasthauses Aflenzer in Hochegg zu Kurz- und 
Langzeitmietwohnungen festgestellt wurde, dass die auf der Liegenschaft herstellbaren 
Kfz-Stellplätze nicht ausreichen, um den gemäß § 41 NÖ Bauordnung erforderlichen 
Stellplatznachweis zu erbringen. 

Da auf dem Bauplatz selbst nicht genügend Pflichtstellplätze errichtet werden können und 
auch keine geeigneten privaten Ersatzflächen zur Verfügung stehen, erklärt sich die 
Gemeinde bereit, vier Stellplätze im öffentlichen Gut der Sonnwendgasse zur Entlastung 
der örtlichen Parksituation bereitzustellen. Diese Stellplätze gelten jedoch nicht als 
hergestellte Pflichtstellplätze im Sinne der NÖ Bauordnung, da sie sich im öffentlichen Gut 
befinden und baurechtlich nicht privatrechtlich gesichert werden können. 

Der Bürgermeister weist darauf hin, dass die Gemeinde bisher keine Verordnung zur 
Einhebung einer Stellplatz-Ausgleichsabgabe erlassen hat. Da die Ausgleichsabgabe 
gemäß § 41 NÖ Bauordnung jedoch zwingend vorzusehen ist, wenn Pflichtstellplätze nicht 
hergestellt werden können, ist nunmehr die Erlassung einer entsprechenden Verordnung 
erforderlich. 

Als Grundlage dafür liegt die Verordnung lt. Beilage D vor, welche die Bemessung und 
Einhebung der Stellplatz-Ausgleichsabgabe regelt. 

Antrag an den GR:  

1. Es wird festgestellt, dass im Zuge des Bauvorhabens Umbau des ehemaligen 
Gasthauses Aflenzer in Hochegg die erforderlichen Pflichtstellplätze gemäß  
§ 41 NÖ Bauordnung auf der Projektliegenschaft nicht herstellbar sind. 

2. Die Gemeinde stellt zur Verbesserung der örtlichen Parksituation vier Stellplätze im 
öffentlichen Gut der Sonnwendgasse zur Verfügung. Diese Stellplätze gelten 
baurechtlich nicht als Pflichtstellplätze im Sinne der NÖ Bauordnung. 

3. Da bislang keine Verordnung über die Stellplatz-Ausgleichsabgabe besteht, 
beschließt der Gemeinderat die Erlassung der Verordnung über die Stellplatz-
Ausgleichsabgabe für Kraftfahrzeuge laut Beilage D, welche die Bemessung und 
Einhebung der Stellplatz-Ausgleichsabgabe regelt. 

4. Für die im Rahmen des Bauvorhabens fehlenden Stellplätze ist nach Inkrafttreten 
der Verordnung die Stellplatz-Ausgleichsabgabe gemäß Beilage D einzuheben. 

Beschluss: der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 

Zu Pkt. 9: Wasserabgabenordnung nach dem NÖ Gemeindewasserleitungs- 
gesetz 1978  

Der Bürgermeister berichtet, dass auch die derzeitige Wassergebührenordnung nicht mehr 
kostendeckend ist. Die laufenden Betriebs- und Instandhaltungskosten der 
Wasserversorgungsanlage haben sich in den vergangenen Jahren deutlich erhöht. 
Zusätzlich stehen in den nächsten Jahren umfassende Sanierungs- und 
Erneuerungsmaßnahmen bei der Wasserversorgung in Hochegg an, deren finanzielle 
Auswirkungen erheblich sein werden. 

Vorgesehene Gebührenerhöhung 
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1. Bereitstellungsgebühr (Grundgebühr): 

• bisher: € 30,00 / m³ 
• neu: € 45,00 / m³ 

2. Wasserbezugsgebühr (Verbrauchsgebühr): 

• bisher: € 2,30 / m³ 
• neu: € 2,60 / m³ 

 

Antrag an den GR: Der Gemeinderat möge die Wasserabgabenordnung nach dem NÖ 
Gemeindewasserleitungsgesetz 1978 lt. Beilage E beschließen. 

Abstimmungsergebnis: 15 Stimmen für den Antrag,  
2 Stimmenthaltungen (GR Natascha Gumpenberger, GR Karl Sandhofer) 

 

Zu Pkt. 10: Anpassung Wasserleitungsordnung Marktgemeinde Grimmenstein 
Der Bürgermeister berichtet, dass in der Gemeinderatssitzung vom 22. September 2025 
der Beschluss gefasst wurde, die von Frau Elisabeth Doubek errichtete private 
Wasserleitung mit einer Länge von rund 700 Metern in das öffentliche 
Wasserversorgungsnetz der Marktgemeinde Grimmenstein zu übernehmen. 

Durch diese Übernahme erweitert sich das öffentliche Leitungsnetz der Gemeinde um 
einen zusätzlichen Abschnitt, der künftig dem ordentlichen Betrieb, der Erhaltungspflicht 
sowie den technischen und rechtlichen Rahmenbedingungen der kommunalen 
Wasserversorgung unterliegt. 

Da die bestehende Wasserleitungsordnung der Marktgemeinde Grimmenstein diesen 
Leitungsabschnitt bisher nicht umfasst und die Übernahme in das öffentliche Netz auch 
Auswirkungen auf die technischen Bestimmungen, die Zuständigkeiten und die 
Versorgungsgrenzen hat, ist eine Anpassung der Wasserleitungsordnung erforderlich. 

Antrag an den GR: Der Gemeinderat möge die vorliegende Wasserleitungsordnung der 
Marktgemeinde Grimmenstein lt. Beilage F beschließen. 

Beschluss: der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 

Zu Pkt. 11: Voranschlag 2026 und Mittelfristiger Finanzplan 2027-2030 

Der Voranschlag 2026 und der Mittelfristige Finanzplan 2027-2030 lagen in der Zeit vom 

10.11. bis 24.11.2025 während der Amtsstunden am Gemeindeamt zur allgemeinen 

Einsichtnahme auf. Es wurden keine schriftlichen Stellungnahmen abgegeben.  

Gesamtbudget: € 4.261.300,- 

Finanzierungshaushalt: Saldo 0,- 

Nötige BZ zum Haushaltsausgleich € 169.600,- 

Ertragsanteile im Voranschlag  € 1.490.000,- 

 

Davon werden folgende Umlagen einbehalten (€ 942.700,-): 

NÖKAS-Umlage € 461.000,- 
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Steigerung um € 43.000,- gegenüber 2025 

NÖGUS Standortbeitrag € 92.000,- 

Steigerung um € 7.000,- gegenüber 2025 

Sozialhilfeumlage € 288.000,- 

Steigerung um € 29.000,- gegenüber 2025 

Kinder- und Jugendhilfe-Umlage € 53.000,- 

Steigerung um € 4.000,- gegenüber 2025 

Sozialhilfe-Wohnsitzgemeindebeitrag € 34.300,- 

Verminderung um € 1.000,- gegenüber 2025 

Berufsschulerhaltungsbeitrag € 14.400,- 

Verminderung um € 8.100,-  gegenüber 2025 

Auszahlungsbetrag € 547.300,- 

 

Operativer Haushalt 

Betriebe der Wasserversorgung 

Saldo € 14.000,- 

Betriebe der Abwasserbeseitigung 

Saldo € 103.300,- 

Betriebe der Müllbeseitigung 

Saldo € 26.300,- 

Betrieb der Wohngebäude 

Saldo € 73.100,- 

Für Wohnungsinstandsetzungen und Kücheneinrichtungen sind € 31.000,- geplant 

 

Investivnachweis 

Vorhaben Wasserversorgung Hochegg (ca. € 516.000,--) 

Geplant ist ein Darlehen in der Höhe von insgesamt € 339.900,- 

Zuzählung in den Jahren 2026 – 2028 je nach Bedarf. 

Kostenaufteilung 60% Gemeinde, 40 % Uniklinikum Hochegg 

 

Vorhaben Straßenbau 
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Budgetiert sind € 49.500,- 

Bedeckt mit € 30.000,-  IVW 3 BZ 

€ 800,-  KIP 2023-Mittel 

Zuführung von Vorhaben Vorplatzgestaltung € 18.700,- 

 

Vorhaben Güterwegeerhaltung 

Budgetiert sind € 18.000,- 

Bedeckt mit € 5000,- IVW 3 BZ 

€ 5.000,- NÖ ABB 

€ 8.000,- Eigenmittel Gemeinde 

 

Vorhaben Breitbandausbau 

Budgetiert sind € 50.000,- 

Bedeckt mit € 50.000,- Darlehen 

 

Vorhaben FF Grimmenstein Umbau/Sanierung FF Haus 

Diesbezüglich ist ein Finanzierungsgespräch mit der NÖ LR geplant. 

Eine Förderung des Landesfeuerwehrverbandes wird es nicht geben. Die eingesetzten 

Mittel der Abteilung IVW 3 in der Höhe von insgesamt € 300.000,- für 2026 und € 

200.000,- für 2027 sind nicht zugesagt. 

Das Finanzierungsgespräch muss abgewartet werden; vorher ist eine Umplanung unter 

Berücksichtigung der Polizeiinspektion durchzuführen. 

 

Schuldennachweis 

Schuldenstand per 31.12.2026 € 2.356.200,- (inkl. Umbau Feuerwehrhaus Grimmenstein 

~ € 200.000,--) 

Nettoschuldendienst (Tilgungen) € 226.500,-  

In den Jahren 2026 und 2027 laufen Darlehen mit einem Nettoschuldendienst in der Höhe 

von € 36.900,- aus. 

 

Mittelfristiger Finanzplan 2027 – 2030 

Gesamtbudget  

2027 € 3.889.500,-  Saldo -€ 131.000,- 
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2028 € 3.647.200,-  Saldo -€ 262.200,- 

2029 € 3.701.000,-  Saldo -€ 328.800,- 

2030 € 3.819.000,-  Saldo -€ 366.300,- 

Antrag an den GR: Der Gemeinderat möge den Voranschlag 2026 und den Mittelfristigen 
Finanzplan 2027-2030 beschließen. 
Beschluss: der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 

Zu Pkt. 12: wurde im nicht öffentlichen Protokoll protokolliert 

 

Die öffentliche Sitzung wird wieder eröffnet. 

 

Zu Pkt. 13: Subventionen 2025 
Der Bürgermeister berichtet, dass, wie in der letzten Gemeindeinformation berichtet und 
informiert, Subventionen für das Jahr 2025 ausschließlich dann berücksichtigt werden 
können, wenn entsprechende Ansuchen schriftlich und fristgerecht bis spätestens 15. 
November 2024 am Gemeindeamt einlangen. 

Der Bürgermeister informiert weiters, dass die Subventionsansuchen (Beilage G) mit dem 
jeweiligen Eingangsstempel versehen vorliegen. Nach eingehender Beratung wird sich der 
Gemeindevorstand einig, dass die Grimmensteiner Vereine nochmal verständigt werden, 
Subventionsansuchen bis spätestens Freitag, 28.11.2025 nachzureichen. Die Feuerwehren 
sind davon ausgenommen, da ihre Ansuchen in der jährlichen Bedarfsanforderungen 
enthalten sind. Somit müssen sie keine gesonderten Subventionsansuchen stellen.  

Antrag an den GR: Der Gemeinderat möge die Subventionen lt. Beilage G beschließen.  

Beschluss: der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 

Zu Pkt. 14: Vergabe Müllabfuhr 2026 
Es wurden drei Firmen zur Anbotslegung angeschrieben. Lediglich die Fa. Auerböck GmbH 
hat ein Anbot abgegeben. Die Fa. FCC und die Fa. Hametner GmbH haben kein Anbot 
abgegeben. 

Antrag an den GR: Der Gemeinderat möge den Auftrag für die Müllabfuhr 2026 an die 
Fa. Auerböck GmbH vergeben.   

 
Beschluss: der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 
Zu Pkt. 15: wurde im nicht öffentlichen Sitzungsprotokoll protokolliert  
 
Der Bürgermeister erklärt die nicht öffentliche Sitzung für beendet. Die öffentliche Sitzung 
wird fortgesetzt.  
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Zu Pkt. 16: Versorgungsbereich Ortswasserleitung 
Der Bürgermeister weist darauf hin, dass die Liegenschaften am Flurweg nicht dem 
Versorgungsgebiet der WVA Grimmenstein zugeordnet sind. Für die Eigentümer der 
Liegenschaften Flurweg 4 (DI Thomas Samm) und Flurweg 5 (Johannes Rosenbichler), die 
im außenliegenden Versorgungsbereich der Ortswasserleitung liegen, besteht kein 
Anschlusszwang im Sinne des NÖ Wasserleitungsgesetzes. 
 
Die beiden Liegenschaftseigentümer haben jedoch ein Ansuchen um Anschluss an die 
öffentliche Wasserversorgung eingebracht. Da für diese außerhalb des regulären 
Versorgungsgebietes gelegenen Anschlüsse keine direkten Fördermöglichkeiten bestehen, 
tritt die Gemeinde als Förderwerber auf. Der Anschluss wird dem Bauabschnitt BA03 
zugeordnet, welcher im April durch die Gemeinde beim Bund und beim Land zur 
Förderung eingereicht wurde. Die Gemeinde tritt damit in Vorleistung, bis die 
Förderabwicklung abgeschlossen ist. 
 
Bei positivem Beschluss des Gemeinderates, dem Antrag auf Anschluss an die 
Gemeindewasserleitung zu entsprechen, kann die Bewilligung unter der Voraussetzung 
erteilt werden, dass die Liegenschaftseigentümer die kompletten Kosten zur Errichtung 
des Anschlussnetzes übernehmen und zwar: 
 
DI Thomas Samm, Flurweg 4: € 12.366,85 exkl. MwSt. 
Johannes Rosenbichler, Flurweg 5: € 13.238,02 exkl. MwSt. 
 
Da die Kostenanteile für die Errichtung über den für die Wasserversorgung Grimmenstein 
üblichen Wasseranschlussabgaben liegen, gelangt eine solche Wasseranschlussabgabe 
nicht zur Verrechnung. Zur Verrechnung gelangen ab sofort die jeweils gültige 
Bereitstellungsgebühr sowie der Wasserpreis der Marktgemeinde Grimmenstein. 
 
Antrag an den GR: Der Gemeinderat möge, die von den Eigentümern der 
Liegenschaften Flurweg 4 und Flurweg 5 eingebrachten Anträge auf Anschluss an die 
Gemeindewasserleitung genehmigen und den oben genannten Kostenanteil festsetzen. 
Diese im Rahmen der Erweiterung der Trinkwasserversorgung befindlichen Liegenschaften 
liegen außerhalb des räumlichen Versorgungsbereichs des 
Wasserversorgungsunternehmens Ortswasserleitung (Gemeindewasserleitung) 
Grimmenstein.  
 
Beschluss: der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
Zu Pkt. 17: Aufhebung der Gemeindeförderungen 
Die Marktgemeinde Grimmenstein gewährt derzeit mehrere freiwillige Förderungen im 
eigenen Wirkungsbereich: 

• Eigenheimförderung: € 2.400,-- aus der Eigenheimförderung des Landes NÖ,  
Bonus Niedrigenergiehaus EKZ < 15 kWh/m².a zusätzlich € 480,--,  
Bauwerber, die bereits mind. 10 Jahre in Grimmenstein gemeldet sind, 
zusätzlich  
€ 320,-- 

• Heizkesseltausch, Wärmepumpen:  
€ 200,-- bei Holzvergaserkessel mit Pufferspeicher, Kachelöfen oder 
Nahwärmeversorgung mit Biomasse als einzige Heizwärme­­erzeugung im Haus 
(ausgenommen Solaranlagen als Zusatzheizung);  
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€ 240,-- bei Hackschnitzel- oder Pelletsheizung und Wärmepumpen, als einzige 
Heizwärmeerzeugung im Haus (ausgenommen Solaranlagen als Zusatzheizung) 

• Solarförderung:  
Warmwasseraufbereitung (€ 350,--), teilsolare Raumheizung (€ 550,--) 

 
Aufgrund der finanziell angespannten Lage wird hier über die Weiterführung beraten. 
Auch der Bund und das Land NÖ hat bereits auf die budgetären Herausforderungen 
reagiert und in mehreren Bereichen Einsparungen vorgenommen bzw. bestehende 
Förderprogramme reduziert oder eingestellt. Im Gemeindevorstand wurde darüber beraten 
die Förderungen außer die Eigenheimförderung zu streichen.  
 
GR Michael Krauß schlägt vor, die Streichung der Förderungen zeitlich zu befristen. 
Nach eingehender Beratung stellt der Gemeinderat  
folgenden Antrag: 
Der Gemeinderat möge beschließen, alle Förderungen – mit Ausnahme der 
Eigenheimförderung – für den Zeitraum von fünf Jahren, vom 1.1.2026 bis 31.12.2030, 
auszusetzen und anschließend wieder fortzuführen. 
Beschluss: der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
Zu Pkt. 18: Bericht des Prüfungsausschusses über die unangesagte Prüfung am 
1.12.2025 
GR Heike Blecha bringt den anwesenden Gemeinderäten den Bericht des 
Prüfungsausschusses zur Kenntnis.  
 
 
Zu Pkt. 19: Kostenbeteiligung bei Gemeindeveranstaltungen 
Der Bürgermeister stellt den Antrag die Abstimmung per Stimmzettel durchzuführen.  
Beschluss: der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
Der Bürgermeister verweist auf den Dringlichkeitsantrag der FPÖ betreffend einer 
Kostenbeteiligung bei Gemeindeveranstaltungen. Die FPÖ fordert, dass die Ausgaben für 
Gemeindeveranstaltungen nicht länger aus dem Gemeindebudget gedeckt werden sollen. 
Stattdessen sollen die Gemeindemandatare anteilig, entsprechend ihrer Bezüge, zur 
Kostendeckung beitragen. Ziel dieses Antrags sei es, das Gemeindebudget zu entlasten 
und dadurch Gebührenerhöhungen für die Bevölkerung zu vermeiden. Der Bürgermeister 
legt anschließend die Einnahmen und Ausgaben verschiedener Gemeindeveranstaltungen 
dar. Am Beispiel des Dorffrühstücks weist er auf eine Differenz von lediglich € 193,22 hin, 
die seiner Ansicht nach als geringfügig einzustufen ist. Auch bei der Ostereiersuche 
betrugen die Gesamtausgaben lediglich € 52,14. Er bedankt sich ausdrücklich bei GR 
Elisabeth Schwarz für die Organisation und gelungene Durchführung dieser Veranstaltung. 
Weiters hebt der Bürgermeister hervor, dass viele Gemeinderäte bei Veranstaltungen 
Eigeninitiative zeigen, kein Kilometergeld verrechnen, eigenes Material zur Verfügung 
stellen und allgemein tatkräftig mithelfen. Aus seiner Sicht besteht daher kein Anlass, die 
Gemeinderatsentschädigungen zu kürzen. Vielmehr sei mehr Mitarbeit und Beteiligung die 
richtige Herangehensweise. Nach eingehender Beratung spricht sich der Gemeinderat 
dafür aus, künftig bei Gemeindeveranstaltungen eine Spendenbox aufzustellen. Die 
eingehenden Spenden sollen jeweils einem Verein oder einem caritativen Zweck 
zugutekommen. Der jeweilig zuständige Gemeinderatsausschuss wird vor jeder 
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Veranstaltung festlegen, welcher Verein die Spenden erhält, sodass im Laufe der Zeit alle 
Vereine berücksichtigt werden. 
 
Beschluss: 15 Stimmen gegen den Antrag, 2 Stimmen für den Antrag  
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
Zu Pkt. 20: Kürzung Entschädigung Gemeindemandatare 
Der Bürgermeister stellt den Antrag die Abstimmung per Stimmzettel durchzuführen. 
Beschluss: der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
Der Bürgermeister berichtet über den zweiten Dringlichkeitsantrag der FPÖ, in dem eine 
Kürzung der Entschädigungen der Gemeindemandatare um 20 % gefordert wird. Betroffen 
wären laut Antrag der Bezug des Vizebürgermeisters, des Gemeindevorstandes, der 
Vorsitzenden der Gemeinderatsausschüsse sowie der Gemeinderäte. 
Die FPÖ begründet den Antrag mit der Entlastung des Gemeindebudgets, um 
Gebührenerhöhungen für die Bevölkerung zu vermeiden. Laut Antragsteller könnte 
dadurch eine Einsparung von rund € 21.000,-- erzielt werden. 
 
Der Bürgermeister erläutert, dass laut NÖ Landes- und Gemeindebezügegesetz 1997 
sowie NÖ-Gemeindebezügegesetz für die genannten Funktionen gesetzlich festgelegte 
Entschädigungen bzw. Sitzungsgelder vorgesehen sind. Diese Gesetze definieren 
Obergrenzen, innerhalb derer Gemeinden die tatsächliche Höhe der Bezüge per 
Verordnung festlegen dürfen. 
 
Er führt weiter aus, dass die Gemeinde im Jahr 2020 die entsprechende Verordnung 
erlassen hat und dabei nicht die gesetzlichen Höchstsätze, sondern niedrigere, aus der 
früheren Regelung abgeleitete Werte festgelegt hat. Die damals höchstmöglichen 
zulässigen Bezüge laut alter und neuer gesetzlicher Grundlage wären, wie die 
nachstehenden Vergleichstabellen zeigen, höher ausgefallen.  
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Diese Höchstsätze wären rechtlich zulässig gewesen. Bereits seit 2020 verzichten 
Vizebürgermeister und sämtliche Gemeindemandatare auf ca. 20% ihres rechtlich 
möglichen Bezuges. Der Bürgermeister weist ausdrücklich darauf hin, dass gemäß NÖ LG 
1997 ein Verzichtsverbot besteht: Eine Kürzung der Bezüge ist nur dann rechtskonform, 
wenn 
das jeweilige Mandatsmitglied ausdrücklich zustimmt, und nachweist, dass ihm durch die 
Annahme des vollen Bezuges ein übersteigender Nachteil entstehen würde. Eine 
allgemeine pauschale Kürzung um 20 % ist daher gesetzlich nicht zulässig. 
Es gibt keine weiteren Wortmeldungen. 
 
Beschluss: 15 Stimmen gegen den Antrag, 2 Stimmen für den Antrag  
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, wird die Sitzung um 21:10 Uhr geschlossen. 

 

Dieses Sitzungsprotokoll wurde in der Sitzung am ............................. 

 genehmigt*) abgeändert*) nicht genehmigt*) 

 

 

----------------------------------------    --------------------------------------- 

 Bürgermeister Schriftführer 

 

 

 

----------------------------------------    --------------------------------------- 
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 Gemeinderat Gemeinderat 

 

 

 

----------------------------------------     

 Gemeinderat 

 
 
 
 

 

 


